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kung herbeizuführen, verlangt das Gesetz zusätzlich viel-
mehr entweder die Vornahme eines Realaktes (z.  B. die 
Übergabe der Sache bei der Übertragung des Eigentums an 
einer beweglichen Sache) oder die Mitwirkung einer Behör-
de (wie die Eintragung bei der Verfügung über ein Recht 
an einem Grundstück nach den §§ 873 und 925 BGB). In 
derartigen Fällen gehört dieser Sachverhalt aber ebenfalls 
zum Tatbestand der Verfügung […]. Wenn §  185 BGB 
von Verfügungen eines Nichtberechtigten spricht, so hat er 
die Verfügung ihrem vollen Tatbestand nach im Auge und 
nicht nur die zum Verfügungstatbestand gehörende Wil-
lenserklärung des Verfügenden. Für die Frage der Berech-
tigung zur Verfügung kann es grundsätzlich nur auf den 
Zeitpunkt ankommen, in dem sich der Verfügungstatbe-
stand vollendet, wie sich aus § 878 BGB entnehmen lässt.“

Die Verfügung der Testamentsvollstreckerin im 
unterbreiteten Sachverhalt ist folglich für Zwecke des 
§  185 BGB als diejenige des Berechtigten zu be-
handeln, da die Testamentsvollstreckerin ihre Verfü-
gungsmacht nach §  2205 S. 2 BGB durch die Erklä-
rung der Annahme des Amtes gem. § 2202 BGB noch 
vor Vollendung des Verfügungstatbestandes durch die 
Umschreibung des Eigentums im Grundbuch erlangt 
hat.

4. Gesamtergebnis
Die Testamentsvollstreckerin erlangte die Verfügungs-
befugnis zwar erst mit Zugang ihrer Erklärung über die 
Amtsannahme beim Nachlassgericht (§  2202 Abs.  1 
BGB). Ausreichend ist übrigens auch die Annahme 
gegenüber dem Grundbuchamt desselben Amtsge-
richts (LG Saarbrücken FamRZ 2009, 1252; Münch-
KommBGB/Zimmermann, §  2202 Rn. 3; Staudin-
ger/Dutta, §  2202 Rn 4; a. A. früher OLG Colmar 
OLGE  26, 349). Da zu diesem Zeitpunkt der Verfü-
gungstatbestand (Grundstücksübereignung) wegen 
noch ausstehender Grundbucheintragung (§§  873 
Abs. 1, 925 Abs. 1 BGB) aber noch nicht vollendet war, 
ist die Testamentsvollstreckerin bei der Prüfung der 
Aufl assungserklärung durch das Grundbuchamt gem. 
§ 20 GBO (materielles Konsensprinzip) bereits als Be-
rechtigte zu behandeln. §  185 BGB ist nicht mehr 
anwendbar. Das Grundbuchamt kann daher nicht un-
ter Berufung auf § 185 Abs. 2 S. 1 Var. 2 BGB eine Ge-
nehmigung der Testamentsvollstreckerin verlangen. Die 
der Aufl assung zugrundeliegende schuldrechtliche Ver-
pfl ichtung rührt aus dem von der Erblasserin abgeschlos-
senen Erbvertrag und der darin enthaltenen Vermächt-
nisanordnung (§§ 2147 ff . BGB) her, ist also ebenfalls 
wirksam. Das Fehlen weiterer Eintragungshindernisse 
vorausgesetzt, müsste daher das Grundbuchamt die 
Eigentumsumschreibung ohne weitere Erklärungen 
durch die Testamentsvollstreckerin vollziehen. 

WEG § 3 Abs. 3 
Begriff  der Maßangaben bei Stellplätzen 

I. Sachverhalt 
Für die Einräumung von Sondereigentum an Stellplät-
zen ist dem Wortlaut des § 3 Abs. 3 WEG zufolge erfor-
derlich, dass diese durch Maßangaben im Aufteilungs-
plan bestimmt sind.

II. Frage 
Genügt es den Anforderungen des §  3 Abs.  3 WEG, 
wenn Stellplätze durch Linien in einem maßstabsge-
rechten Plan bestimmt, aber nicht mit Maßangaben 
versehen sind?

III. Zur Rechtslage 
Gem. § 3 Abs. 3 Hs. 2 WEG soll Sondereigentum nur 
dann eingeräumt werden, wenn die Stellplätze sowie 
die außerhalb des Gebäudes liegenden Teile des Grund-
stücks durch Maßangaben im Aufteilungsplan be-
stimmt sind. Bereits der Wortlaut der Vorschrift spricht 
somit eher dagegen, dass eine bloße Bezugnahme auf 
einen maßstabsgerechten Plan ausreichend sein soll, aus 
dem die Flächen ermittelt werden können. 

Auch der vom Gesetzgeber verfolgte Zweck spricht da-
für, konkrete Maßangaben zu verlangen. Diese sollen 
so genau sein, „dass sie es im Streitfall ermöglichen, den 
räumlichen Bereich des Sondereigentums eindeutig zu 
bestimmen“ (BT-Drucks. 19/18791, S. 39). Dieses Ziel 
ließe sich zwar auch nur mit einem maßstabsgerechten 
Plan erreichen. Allerdings zeigt die Formulierung in der 
Begründung des Gesetzentwurfs, dass der Gesetzgeber 
bewusst Maßangaben im Plan fordern wollte. Nach 
Auff assung der Literatur gehen somit die Vorgaben in 
§ 3 Abs. 3 Hs. 2 WEG über das hinausg, was zur sachen-
rechtlichen Bestimmtheit erforderlich ist (Hügel/Elzer, 
WEG, 3.  Aufl . 2021, §  3 Rn.  65; Lehmann-Richter/
Wobst, WEG-Reform, 2020, Rn. 1712; BeckOK-WEG/
Leidner, Std.: 1.7.2022, § 3 Rn. 70; BeckOGK-WEG/
Müller, Std.:  1.9.2022, §  3 Rn.  244). In der Konse-
quenz fordert auch die Literatur konkrete Maßangaben, 
die das jeweilige Sondereigentum exakt nach Länge 
und Breite beschreiben (MünchKommBGB/Krafka, 
8. Aufl . 2021, § 3 WEG Rn. 56 f.; Lehmann-Richter/
Wobst, Rn. 1707; BeckOGK-WEG/Müller, § 3 WEG 
Rn. 244).

Die Voraussetzungen für eine teleologische Reduktion 
des § 3 Abs. 3 Hs. 2 WEG dürften nicht gegeben sein. 
Eine solche ist nur dann möglich, wenn der Wortlaut 
der gesetzlichen Regelung planwidrig über ihren Zweck 
hinausgreift (Meier/Jocham, JuS 2016, 392, 397 f.). 
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Hierfür bestehen keine Anhaltspunkte. Die Begrün-
dung des Gesetzentwurfs legt nahe, dass der Gesetz-
geber bewusst derartige Maßangaben fordert. Daher 
ist bereits die Planwidrigkeit nicht gegeben. Ferner be-
zweckt § 3 Abs. 3 Hs. 2 WEG, dass das Sondereigen-
tum bei Einsicht in die Pläne schnell und unkompliziert 
bestimmt werden kann. Dies kann ein lediglich maß-
stabsgerechter Plan, der keine Maßangaben aufweist, 
nicht in gleicher Weise leisten. Bei einem derartigen 
Plan bestehen gewisse Unschärfen durch mögliche Mes-
sungs- und Ablesefehler. Zweifeln und Streit über den 
konkreten Bereich des Sondereigentums lässt sich nur 
dann zuverlässig vorbeugen, wenn die Beteiligten an-
hand konkreter Maßangaben die jeweilige Größe exakt 
erkennen können. 

Im Ergebnis erscheint es nicht angezeigt, bei Stellplät-
zen auf die Maßangabe nach § 3 Abs.  3 Hs.  2 WEG 
zu verzichten. Diese Norm ist allerdings nur eine Soll-
vorschrift. Ein Verstoß kann die Entstehung von Son-
dereigentum nicht verhindern, wenn die Eintragung 
gleichwohl erfolgt und der sachenrechtliche Bestimmt-
heitsgrundsatz anderweitig gewahrt ist (vgl. Lehmann-
Richter/Wobst, Rn. 1712; BeckOK-WEG/Leidner, § 3 
Rn. 70).
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Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder mit 
Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt eben-
falls für die bisherigen Abruf-Gutachten.

BGB §§ 1978, 1984, 1985
Rechtsfragen im Vorfeld der Anordnung einer Nach-
lassverwaltung
Abruf-Nr.: 193285

InsO §§ 53, 55, 61
Haftung für Notarkostenrechnung als Masseverbind-
lichkeit nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens
Abruf-Nr.: 190638

Rechtsprechung
BGB §§ 158, 159, 161, 2032; GBV § 10
Aufschiebend bedingte Erbteilsübertragung an 
einen Miterben unter Aufl ösung der Erbengemein-
schaft; Eintragung einer Verfügungsbeschränkung 
im Grundbuch 

1. Werden an einen Miterben die Erbteile aller an-
deren Miterben übertragen, sodass sich die Erbteile 
in einer Hand vereinigen, so erlischt die Erbenge-
meinschaft unumkehrbar. Die Erbengemeinschaft 
kann auch dann nicht wieder neu entstehen, wenn 
die Übertragung unter einer aufl ösenden Bedingung 
steht und diese Bedingung eintritt.

2. Weder an den abgetretenen Erbteilen noch an ei-
nem zum Nachlass gehörenden Grundstück selbst 
kann daher eine Verfügungsbeschränkung im 
Grundbuch eingetragen werden.

(Leitsätze der DNotI-Redaktion)

OLG München, Beschl. v. 8.8.2022 – 34 Wx 154/22

Problem
Der Eigentümer eines Grundstücks ist verstorben und 
wurde von drei Erben zu gleichen Teilen beerbt. Mit 
notariell beurkundetem Erbteilskauf veräußerten zwei 
Miterben ihre Erbteile an die dritte Miterbin. Die Ab-
tretung der Erbteile stand dabei unter der aufl ösenden 
Bedingung, dass ein Veräußerer wegen Zahlungsver-
zugs der Erwerberin zurücktritt. Die Vertragsteile be-
antragten, die Erwerberin als Alleineigentümerin sowie 
die aufl ösende Bedingung als Verfügungsbeschränkung 
zugunsten jedes der beiden Veräußerer in das Grund-
buch einzutragen.

Das Grundbuchamt trug die Erwerberin als Eigentü-
merin ein, wies aber den Antrag auf Eintragung der 
Verfügungsbeschränkung zurück. Gegenstand der Ver-
fügungsbeschränkung nach § 161 BGB seien die Erbtei-
le. Diese würden wegen der Vereinigung aller Erbteile 
in einer Hand und Aufl ösung der Erbengemeinschaft 
nicht mehr existieren. Damit könne allenfalls das zum 
Nachlass gehörende Grundstück Gegenstand einer Ver-
fügungsbeschränkung sein. Dies sehe § 161 BGB nicht 
vor.

Entscheidung
Das OLG weist die Beschwerde gegen den Beschluss 
des Grundbuchamts zurück. Durch die Übertragung 
sämtlicher Erbteile auf die Erwerberin sei die Erben-
gemeinschaft unumkehrbar erloschen. Sie könne auch 
bei Eintritt der aufl ösenden Bedingung nicht wieder 


